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Erwägungen

E. 1
Mit zunächst unbegründetem Urteil vom 12. Oktober 2022 wurde die Beklag- te und
Berufungsklägerin (nachfolgend Beklagte) verpflichtet, der Klägerin und
Berufungsbeklagten (nachfolgend Klägerin) den Betrag von Fr. 12'926.95 nebst Zins zu 5
% seit dem 31. August 2021 sowie Fr. 73.-- für Zahlungsbefehlskosten zu bezahlen (act. 27
= act. 22 = act. 26/2). Das begründete Urteil wurde der Be- klagten am 22. Dezember 2022
zugestellt (act. 23), gegen welches sie rechtzeitig Berufung erhob (act. 25). Mit Verfügung
vom 17. März 2023 wurde der Beklagten im Sinne von Art. 98 ZPO Frist angesetzt, um
einen Vorschuss von Fr. 2'240.-- zu leisten (act. 29). Nachdem der Vorschuss innert Frist
hierorts nicht eingegangen war (act. 30), wurde ihr mit Verfügung vom 28. April 2023 eine
Nachfrist von 10 Tagen zur Leistung des Kostenvorschusses angesetzt. Die Fristansetzung
an die Beklagte erfolgte unter der Androhung, dass bei Säumnis auf die Berufung nicht
eingetreten werde (act. 31).

E. 2
Die Verfügung vom 28. April 2023 (act. 31) konnte der Beklagten vor Ort nicht zugestellt
werden (Art. 138 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 ZPO), weshalb der Be- klagten die Verfügung
vom 28. April 2023 am 2. Mai 2023 zur Abholung avisiert wurde (act. 34). Die Zustellung
bei einer eingeschriebenen, nicht abgeholten Postsendung gilt am siebten Tag nach dem
erfolglosen Zustellversuch als erfolgt, sofern die Person, wie hier die Beklagte als
Rechtsmittelklägerin, mit einer Zustel- lung rechnen musste (Art. 138 Abs. 3 lit. a ZPO).
Die siebentägige Abholfrist von Art. 138 Abs. 3 lit. a ZPO begann am 3. Mai 2023 zu
laufen und endete am 9. Mai 2023. Dieser Kalendertag bildet zugleich das fingierte Datum
für die Zustellung der Verfügung vom 28. April 2023. Die zehntägige Nachfrist zur
Leistung der Kau- tion endete somit am 19. Mai 2023. Ein Kostenvorschuss ist bis heute
nicht ein- gegangen. Androhungsgemäss ist daher auf die Beschwerde in Anwendung von
Art. 59 Abs. 2 lit. f ZPO nicht einzutreten.
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E. 3
Ausgangsgemäss sind die Kosten des Berufungsverfahrens von Fr. 500.-- der Beklagten
aufzuerlegen (Art. 106 Abs. 1 ZPO). Eine Parteientschädigung für das Berufungsverfahren
ist nicht zuzusprechen; der Beklagten nicht aufgrund ih- res Unterliegens, der Klägerin
nicht mangels Umtrieben in diesem Verfahren. Es wird beschlossen:
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